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Vorhaben der Merck KGaA;
Öffentliche Bekanntmachung nach § 5 Abs. 2 UVPG

Die Firma Merck KGaA, Darmstadt, beabsichtigt, das bestehende 
Tank-, Fass- und Fer tigwarenlager X1/X20 am o. g. Stand-
ort durch die Errichtung und den Betrieb einer neuen Abluft-
reinigungsanlage (als Ersatz für die vorhandene Abluftreinigungs-
anlage) sowie den Anschluss weiterer Anlagen an die neue Ab-
luftreinigungsanlage wesentlich zu ändern. Das Vorhaben soll in 
64293 Darmstadt, Frankfurter Str. 250, Gemarkung Darmstadt, 
Flur 32, Flurstück 1/5, realisiert werden.
Für dieses Vorhaben war nach § 1 Abs. 2 der 9. Verordnung zum 
Bundes-Immissionsschutzgesetz zu prüfen, ob die Umweltaus-
wirkungen des Vorhabens auf die Umgebung eine Umweltverträg-
lichkeitsprüfung erfordern.
Die Vorprüfung wurde nach § 9 Abs. 4 UVPG in Verbindung mit 
§ 7 Abs. 1 UVPG anhand der in Anlage 3 des UVPG aufgeführten 
Kriterien durchgeführt und ergab, dass für das Vorhaben keine 
Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglichkeits-
prüfung besteht, da von der geplanten Änderung des Vorhabens 
keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen zu erwarten 
sind.
Diese Feststellung beruht maßgeblich auf folgenden Kriterien und 
den entsprechenden Merkmalen des Vorhabens:
Das Vorhaben wird auf einem langjährig industriell genutzten 
Werksgelände realisiert. Es befinden sich keine Schutzgebiete 
in der Nähe der Anlage. Der maximale Hold-Up an gefährlichen 
Stoffen erhöht sich geringfügig um die zur Stützfeuerung erforder-
lichen, neu hinzukommenden Stoffe Erdgas und Wasserstoff. Es 
handelt sich um eine regenerative thermische Verbrennung mit in-
terner Wärmerückgewinnung. Die Vorsorge-Grenzwerte der Tech-
nischen Anleitung zur Reinhaltung der Luft werden auch mit der 
neuen Abluftreinigungsanlage eingehalten. Das anfallende Ab-
wasser aus der Rauchgaswäsche wird der zentralen Abwasser-
behandlungsanlage des Werkes zugeführt. Die geringfügig an-
fallenden Verbrauchsabfälle werden ordnungsgemäß beseitigt. 
Die Anlage ist Teil eines Betriebsbereichs der Oberen Klasse und 
sicherheitsrelevanter Teil des Betriebsbereichs. Neue sicherheits-
relevante Anlagenteile kommen nicht hinzu. Maßnahmen gegen 
Brand- und Explosionsgefahren sind nach dem Stand der Tech-
nik vorgesehen. Der angemessene Sicherheitsabstand bleibt un-
verändert.

Darmstadt, den 30. Dezember 2022
Regierungspräsidium Darmstadt 
IV/Da 43.2-53u11-MD-49e-Gla
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Anerkennung der Vahle Stiftung, Sitz Darmstadt, als rechts-
fähige Stiftung des bürgerlichen Rechts
Nach § 80 des Bürgerlichen Gesetzbuchs und § 3 des Hessischen 
Stiftungsgesetzes in der derzeit gültigen Fassung habe ich die 
mit Stiftungsgeschäft und Stiftungssatzung vom 15. Juni 2022, 
Stiftungsgeschäft und Stiftungssatzung ergänzt durch notarielle 
Beurkundung am 21. Dezember 2022, errichtete Vahle Stiftung mit 
Sitz in Darmstadt mit Stiftungsurkunde vom 29. Dezember 2022 
als rechtsfähig anerkannt.
Diese öffentliche Bekanntmachung wird auch auf der Homepage 
des Regierungspräsidiums Darmstadt unter dem Link https:// 
rp -darmstadt.hessen.de/veroef fent l ichungen-und-digitales/ 
oeffentliche-bekanntmachungen/stiftungen-2022 veröffentlicht.

Darmstadt, den 29. Dezember 2022
Regierungspräsidium Darmstadt
I 13 – 25d 04.11/79-2020
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Prüfungsordnung für die Durchführung von Fortbildungs-
prüfungen zum Verwaltungsfachwirt/zur Verwaltungsfach-
wirtin

Vom 20. Dezember 2022
Inhaltsverzeichnis
1. Abschnitt: Ziel der Fortbildungsprüfung, Prüfungsaus-
schüsse
§ 1	 Ziel der Fortbildungsprüfung
§ 2	 Errichtung, Zusammensetzung und Berufung der Prüfungs-

ausschüsse
§ 3	 Ausschluss und Befangenheit
§ 4	 Vorsitz, Beschlussfähigkeit, Abstimmung
§ 5	 Geschäftsführung
§ 6	 Verschwiegenheit
2. Abschnitt: Vorbereitung der Fortbildungsprüfung
§ 7	 Prüfungstermine
§ 8	 Zulassung zur Fortbildungsprüfung
§ 9	 Befreiung von vergleichbaren Prüfungsbestandteilen
§ 10	 Entscheidung über die Zulassung und über Befreiungs-

anträge, Erlöschen von Zulassungen
§ 11	 Nachteilsausgleich für behinderte Menschen
3. Abschnitt: Durchführung der Fortbildungsprüfung
§ 12	 Gliederung der Fortbildungsprüfung
§ 13	 Schriftliche Aufsichtsarbeiten
§ 14	 Der praktische Prüfungsteil
§ 15	 Prüfungsaufgaben
§ 16	 Zugelassene Arbeits- und Hilfsmittel
§ 17	 Nichtöffentlichkeit
§ 18	 Aufsicht, Kennziffer
§ 19	 Ausweispflicht und Belehrung
§ 20	 Täuschungshandlungen und Ordnungsverstöße
§ 21	 Rücktritt, Nichtteilnahme
4. Abschnitt: Bewertung, Feststellung und Beurkundung 
des Prüfungsergebnisses
§ 22	 Bewertungsgrundsätze
§ 23	 Bewer tung der schrif t l ichen Aufsichtsarbeiten und der 

Projektarbeit
§ 24	 Feststellung des Ergebnisses der schrif tlichen Aufsichts-

arbeiten/Wiederholungsmöglichkeit
§ 25	 Feststellung des Ergebnisses der Projektarbeit /Wieder-

holungsmöglichkeit
§ 26	 Bewertung der Vorstellung der Projektarbeit
§ 27	 Feststellung des Prüfungsergebnisses, Niederschrift
§ 28	 Zeugnis
5. Abschnitt: Schlussbestimmungen
§ 29	 Einsicht in die Prüfungsakten
§ 30	 Inkrafttreten, Übergangsregelung

Aufgrund des § 47, § 54, § 56 und § 79 Abs. 4 des Berufsbildungs-
gesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 4. Mai 2020 
(BGBl. I S. 920), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
20. Juli 2022 (BGBl. I S. 1174) geändert worden ist, in Verbindung 
mit § 5 Abs. 2 Nr. 2 und § 7a der Verordnung über Zuständigkeiten 
auf dem Gebiet der Berufsbildung und für die Anerkennung aus-
ländischer Abschlüsse vom 25. Februar 2008 (GVBl. S. 25), zu-
letzt geändert durch Verordnung vom 13. September 2021 (GVBl. 
S. 594) und dem Beschluss des Berufsbildungsausschusses vom 
14. Juni 2022 wird folgende Prüfungsordnung erlassen:

1. Abschnitt: Ziel der Fortbildungsprüfung,  
Prüfungsausschüsse

§ 1 
Ziel der Fortbildungsprüfung

In der Fortbildungsprüfung ist festzustellen, ob
–	 die zu prüfenden Personen durch die berufliche Fortbildung 

die in der Ausbildung erworbene berufliche Handlungsfähigkeit 
(Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten) erweitert haben,

–	 sie Kompetenzen erworben haben, die sie befähigen, kom-
plexere und verantwortungsvollere Aufgaben mit größerem 
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Schwierigkeitsgrad unter sich häufig verändernden Rahmen-
bedingungen in der allgemeinen Verwaltung wahrzunehmen 
(Aufstiegsqualifizierung) und

–	 ob sie die während der Fortbildung zu vermittelnden Metho-
den- und Anwendungskompetenzen (Schlüsselqualifikationen) 
einsetzen können.

§ 2 
Errichtung, Zusammensetzung und Berufung der  

Prüfungsausschüsse
(1) Für die Durchführung der Fortbildungsprüfungen errichtet die 
Zuständige Stelle bei jedem Verwaltungsseminar des Hessischen 
Verwaltungsschulverbandes einen oder mehrere Prüfungsaus-
schüsse (§ 56 Abs. 1 Satz 1 BBiG).
(2) Der Prüfungsausschuss besteht aus zwei Beauftragten der 
Arbeitgeber, zwei Beauftragten der Arbeitnehmer und zwei Lehr-
kräften eines Verwaltungsseminars des Hessischen Verwaltungs-
schulverbandes. Die Mitglieder von Prüfungsausschüssen sind 
hinsichtlich der Beurteilung der Prüfungsleistungen unabhängig 
und nicht an Weisungen gebunden. Die Mitglieder müssen für die 
Prüfungsgebiete sachkundig und für die Mitwirkung im Prüfungs-
wesen geeignet sein (§ 40 Abs. 1 BBiG).
(3) Die Mitglieder werden von der Zuständigen Stelle für vier 
Jahre berufen (§ 40 Abs. 3 Satz 1 BBiG). Bei Ausscheiden eines 
Mitglieds während der vierjährigen Amtszeit des Prüfungsaus-
schusses kann die Berufung eines neuen Mitglieds auf die ver-
bleibende Amtszeit begrenzt werden. Die Mitglieder üben nach 
Ablauf ihrer Amtszeit ihre Tätigkeit im Prüfungsausschuss aus, 
bis ein neuer Prüfungsausschuss gebildet ist. Die Wiederberufung 
ist zulässig.
(4) Die Beauftragten der Arbeitnehmer werden auf Vorschlag der 
im Bezirk der Zuständigen Stelle bestehenden Gewerkschaften 
und selbstständigen Vereinigungen von Arbeitnehmern mit so-
zial- oder berufspolitischer Zwecksetzung berufen (§ 40 Abs. 3 
Satz 2 BBiG).
(5) Lehrkräfte von Fortbildungseinrichtungen werden von dem 
Hessischen Verwaltungsschulverband benannt (§ 40 Abs. 3 
Satz 3 BBiG entsprechend).
(6) Werden Mitglieder nicht oder nicht in ausreichender Zahl inner-
halb einer von der Zuständigen Stelle gesetzten angemessenen 
Frist vorgeschlagen, so beruft die Zuständige Stelle insoweit nach 
pflichtgemäßem Ermessen (§ 40 Abs. 3 Satz 4 BBiG).
(7) Die Mitglieder der Prüfungsausschüsse können nach An-
hörung der an ihrer Berufung Beteiligten aus wichtigem Grunde 
abberufen werden (§ 40 Abs. 3 Satz 5 BBiG).
(8) Die Mitglieder der Prüfungsausschüsse haben Stellvertreter 
oder Stellvertreterinnen (§ 40 Abs. 2 Satz 3 BBiG). Die Absätze 2 
(Satz 2 und 3) sowie 3 bis 7 gelten für sie entsprechend.
(9) Die für die Berufung von Prüfungsausschussmitgliedern Vor-
schlagsberechtigten sind über die Anzahl und die Größe der ein-
zurichtenden Prüfungsausschüsse sowie über die Zahl der von 
ihnen vorzuschlagenden weiteren Prüfenden zu unterrichten.
Die Vorschlagsberechtigten werden von der Zuständigen Stelle 
darüber unterrichtet, welche der von ihnen vorgeschlagenen Mit-
glieder, Stellvertreterinnen und Stellvertreter sowie weiteren Prü-
fenden berufen wurden (§ 40 Abs. 5 BBiG).
(10) Von den Absätzen 2 Satz 1 und 8 darf nur abgewichen wer-
den, wenn andernfalls die erforderliche Zahl von Mitgliedern des 
Prüfungsausschusses nicht berufen werden kann (§ 40 Abs. 7 
BBiG).
(11) Die Tätigkeit im Prüfungsausschuss ist ehrenamtlich. Für bare 
Auslagen und für Zeitversäumnis ist, soweit eine Entschädigung 
nicht von anderer Seite gewährt wird, eine angemessene Ent-
schädigung zu zahlen, deren Höhe von der Zuständigen Stelle 
mit Genehmigung der obersten Landesbehörde festgesetzt wird. 
Die Entschädigung für Zeitversäumnis hat mindestens im Umfang 
von § 16 des Justizvergütungs- und Entschädigungsgesetzes in 
der jeweils geltenden Fassung zu erfolgen (§ 40 Abs. 6 BBiG).
(12) Prüfende sind von ihrem Arbeitgeber von der Erbringung der 
Arbeitsleistung freizustellen, wenn
1.	 es zur ordnungsgemäßen Durchführung der ihnen durch das 

Gesetz zugewiesenen Aufgaben erforderlich ist und
2.	 wichtige betriebliche Gründe nicht entgegenstehen (§ 40 

Abs. 6a BBiG).

§ 3 
Ausschluss und Befangenheit

(1) Bei der Zulassung zur Prüfung und bei der Prüfung selbst dür-
fen Prüfungsausschussmitglieder nicht mitwirken, die nach § 20 
des Hessischen Verwaltungsverfahrensgesetzes ausgeschlossen 

oder nach § 21 dieses Gesetzes befangen sind. Ebenso dürfen 
sie bei der Beratung und Beschlussfassung nicht zugegen sein.
(2) Prüfungsausschussmitglieder, die sich befangen fühlen, und 
Prüfungsabsolventen, die die Besorgnis der Befangenheit geltend 
machen wollen, haben dies unverzüglich der Zuständigen Stelle 
mitzuteilen; während der Prüfung dem Prüfungsausschuss.
(3) Die Entscheidung über den Ausschluss von der Mitwirkung 
trifft die Zuständige Stelle; während der Prüfung der Prüfungs-
ausschuss (ohne das betroffene Mitglied).
(4) Liegt ein Grund vor, der geeignet ist, Misstrauen gegen eine 
unparteiische Ausübung des Prüfungsamtes zu rechtfertigen, 
oder wird von einer zu prüfenden Person das Vorliegen eines 
solchen Grundes behauptet, so hat die betroffene Person dies 
der Zuständigen Stelle mitzuteilen, während der Prüfung dem 
Prüfungsausschuss. Abs. 3 in Verbindung mit Abs. 1 Satz 2 gel-
ten entsprechend.
(5) Wenn infolge von Abs. 1 bis 4 eine ordnungsgemäße Be-
setzung des Prüfungsausschusses nicht möglich ist, kann die 
Zuständige Stelle die Durchführung der Prüfung einem anderen 
Prüfungsausschuss übertragen.

§ 4 
Vorsitz, Beschlussfähigkeit, Abstimmung

(1) Der Prüfungsausschuss wählt ein Mitglied, das den Vorsitz 
führt, und ein weiteres Mitglied, das den Vorsitz stellvertretend 
übernimmt. Der Vorsitz und das ihn stellvertretende Mitglied sol-
len nicht derselben Mitgliedergruppe angehören (§ 41 Abs. 1 
BBiG).
(2) Der Prüfungsausschuss ist beschlussfähig, wenn mindestens 
vier Mitglieder mitwirken. Er beschließt mit der Mehrheit der ab-
gegebenen Stimmen. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des 
vorsitzenden Mitgliedes den Ausschlag (§ 41 Abs. 2 BBiG).
(3) Sollte zu einer Sitzung oder Prüfung sowohl das vorsitzende 
als auch dessen stellvertretendes Mitglied an der Teilnahme ge-
hindert sein, so wählen die anwesenden stimmberechtigten Mit-
glieder aus ihren Reihen eine Person, die die Funktionen und Auf-
gaben des vorsitzenden Mitglieds mit allen Rechten und Pflich-
ten wahrnimmt. Diese Wahl gilt nur für die betreffende Sitzung 
oder Prüfung (bzw. den betreffenden Prüfungstag) und ist in einer 
Niederschrift festzuhalten. Die Wahl erfordert die einfache Mehr-
heit.

§ 5 
Geschäftsführung

(1) Die Zuständige Stelle regelt im Einvernehmen mit dem 
Prüfungsausschuss dessen Geschäftsführung. Diese Aufgabe 
kann auch dem zuständigen Verwaltungsseminar übertragen wer-
den.
(2) Die Sitzungsprotokolle sind vom Protokoll führenden Mit-
glied und vom vorsitzenden Mitglied des Prüfungsausschusses 
zu unterzeichnen. Eine Mehrausfertigung erhält die Zuständige 
Stelle.

§ 6 
Verschwiegenheit

Unbeschadet bestehender Informationspflichten, insbesondere 
gegenüber dem Berufsbildungsausschuss und der Zuständigen 
Stelle, haben die Mitglieder des Prüfungsausschusses und sons-
tige mit der Prüfung befasste Personen über alle Prüfungsvor-
gänge Verschwiegenheit gegenüber Drit ten zu wahren. Aus-
nahmen bedürfen der Einwilligung der Zuständigen Stelle.

2. Abschnitt: Vorbereitung der Fortbildungsprüfung
§ 7 

Prüfungstermine
(1) Die Zuständige Stelle bestimmt die Termine für die schrift-
l ichen Aufsichtsarbeiten und veröf fentlicht diese im Staats-
anzeiger für das Land Hessen.
(2) Die Termine für die Vorstellung der Projektarbeit bestimmen 
die Prüfungsausschüsse. Diese sind den Prüfungsabsolventen 
spätestens sechs Wochen vor diesem Prüfungsteil durch den 
Prüfungsausschuss bekannt zu geben.

§ 8 
Zulassung zur Fortbildungsprüfung

(1) Zur Fortbildungsprüfung ist zuzulassen, wer
1.	 die Abschlussprüfung in den Ausbildungsberufen

–	 „Verwaltungsfachangestellte/Verwaltungsfachangestellter“ 
oder
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–	 „Fachangestellte/Fachangestellter für Bürokommunikation“ 
oder

–	 „Kauffrau/Kaufmann für Büromanagement“
(sofern die Ausbildung im Öffentlichen Dienst absolviert 
wurde und eine Dienstbegleitende Unterweisung nach dem 
veröffentlichten Lehr- und Stoffplan für Hessen absolviert 
wurde und die Wahlqualifikation „Verwaltung und Recht“ 
oder „öffentliche Finanzwirtschaft“ gewählt wurde) 
oder

–	 die Angestelltenprüfung I in Hessen
oder

–	 die Laufbahnprüfung für den mittleren Dienst in der allge-
meinen Verwaltung
oder

–	 eine gleichwertige Abschluss-, Fortbildungs- oder Lauf-
bahnprüfung bestanden hat und

2.	 eine den in Abs. 1 genannten Berufen entsprechende Ver-
waltungstätigkeit im öffentlichen Dienst von mindestens zwölf 
Monaten bis zum Zeitpunkt des Lehrgangsbeginns ausgeübt 
hat und

3.	 vorbehaltlich einer regelmäßigen Teilnahme am Unterricht 
eines Lehrganges an einem Verwaltungsseminar des Hes-
sischen Verwaltungsschulverbandes zur Vorbereitung auf 
die Fortbildungsprüfung zum Verwaltungsfachwirt /zur Ver-
waltungsfachwirtin.

(2) Beschäftigte, die im öffentlichen Dienst
–	 die Ausbildung zur/zum Kauffrau/Kaufmann für Büromanage

ment (ohne die sonstigen Voraussetzungen des Abs. 1, Nr. 1, 
dritter Spiegelstrich zu erfüllen) oder

–	 die Ausbildung zum/zur Kaufmann/Kauffrau für Bürokommu
nikation oder

–	 die Ausbildung zum/zur Bürokaufmann/Bürokauffrau
bestanden haben, können unter dem Nachweis einschlägiger 
fachtheoretischer Kenntnisse (zum Beispiel vorgeschalteter 
Lehrgang „Fit für Fachwirt – Basiswissen VFW“) zur Anpassung 
an einen in Abs. 1 genannten Ausbildungsabschluss zur Fort-
bildung zugelassen werden. Der Nachweis muss vor Beginn des 
Vorbereitungslehrgangs nach Abs. 1 Nr. 3 vorgelegt werden. 
Abs. 1 Nr. 2 ist entsprechend anzuwenden.
(3) Auf die Zeiten nach Abs. 1 Nr. 2 werden entsprechende Tätig-
keiten mit mindestens der Hälfte der regelmäßigen Arbeitszeit in 
voller Höhe angerechnet.
Eine Teilzeitbeschäftigung, deren Umfang unter der Hälfte der 
regelmäßigen Arbeitszeit liegt, wird anteilig unter Beachtung von 
Satz 1 berücksichtigt.
(4) Von den Erfordernissen nach Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 3 kann ganz 
oder teilweise abgesehen werden, wenn die Antragsteller durch 
Vorlage von Urkunden oder auf andere Weise glaubhaft machen, 
dass sie Kenntnisse, Fertigkeiten und Erfahrungen erworben 
haben, die die Zulassung zur Fortbildungsprüfung rechtfertigen. 
Den Nachweis haben die Antragsteller zu führen.
(5) Antragstellenden Personen, die Elternzeit in Anspruch ge-
nommen haben, darf bei der Entscheidung über die Zulassung 
hieraus kein Nachteil erwachsen (§ 46 Abs. 2 BBiG).
(6) Berufsbezogene ausländische Bildungsabschlüsse und Zeiten 
der einschlägigen Berufstätigkeit im Ausland werden bei der Prü-
fung der Zulassungsvoraussetzungen berücksichtigt (§ 55 BBiG).
(7) Der Antrag auf Zulassung ist schrif tlich nach den von der 
Zuständigen Stelle bestimmten Vorgaben in der Regel drei Mo-
nate vor Beginn des Lehrgangs nach Abs. 1 Ziffer 3 bei der Zu-
ständigen Stelle zu stellen.

§ 9 
Befreiung von vergleichbaren Prüfungsbestandteilen

(1) Prüfungsabsolventen sind auf Antrag von der Ablegung einzel-
ner Prüfungsbestandteile durch die Zuständige Stelle zu befreien, 
wenn eine andere vergleichbare Prüfung vor einer öffentlichen 
oder staatlich anerkannten Bildungseinrichtung oder vor einem 
staatlichen Prüfungsausschuss erfolgreich abgelegt wurde und 
die Anmeldung zur Fortbildungsprüfung innerhalb von zehn Jah-
ren nach der Bekanntgabe des Bestehens der anderen Prüfung 
erfolgt.
(2) Der Antrag auf Befreiung von Prüfungsbestandteilen ist zu-
sammen mit dem Zulassungsantrag schriftlich bei der Zuständigen 
Stelle zu stellen. Ein nachvollziehbarer inhaltlicher Vergleich zwi-
schen der anzurechnenden Prüfung und dem Prüfungsbestand-
teil, von dem eine Befreiung erteilt werden soll, ist mit der An-

tragstellung vorzulegen. Die Nachweise über Befreiungsgründe 
im Sinne von Abs. 1 sind beizufügen.
(3) Eine Befreiung von dem praktischen Prüfungsteil ist aus-
geschlossen.

§ 10 
Entscheidung über die Zulassung und über Befreiungs-

anträge, Erlöschen von Zulassungen

(1) Über die Zulassung zur Fortbildungsprüfung (§ 8) sowie über 
die Befreiung von Prüfungsbestandteilen (§ 9) entscheidet die Zu-
ständige Stelle. Hält sie die Zulassungsvoraussetzungen oder die 
Befreiungsgründe nicht für gegeben, so entscheidet der Prüfungs-
ausschuss (§ 46 Abs. 1 BBiG).
(2) Die Entscheidung über die Zulassung und die Befreiung von 
Prüfungsbestandteilen ist der antragstellenden Person und dem 
Prüfungsausschuss, bei dem die Prüfung durchgeführt wird, mit-
zuteilen.
(3) Die Zulassung und die Befreiung von Prüfungsbestandteilen 
können zurückgenommen werden, wenn sie aufgrund von ge-
fälschten Unterlagen oder falschen Angaben ausgesprochen wur-
den oder die Voraussetzungen des § 8 Abs. 1 Nr. 3 nicht gegeben 
sind.
(4) Die Zulassung erlischt, wenn der Teilnehmer schriftlich den 
Abbruch des Lehrgangs nach § 8 Abs. 1 Nr. 3 erklärt oder wenn 
der Teilnehmer diesen Lehrgang nicht innerhalb eines Jahres 
nach Erteilung der Zulassung angetreten hat.

§ 11 
Nachteilsausgleich für behinderte Menschen

Auf Antrag sollen angemessene Nachteilsausgleiche für die Er-
bringung von Prüfungsleistungen gewährt werden. Die fachlichen 
Anforderungen dürfen jedoch nicht geringer bemessen werden. 
Über den Antrag entscheidet die Zuständige Stelle. Der Antrag 
muss spätestens acht Wochen vor der Prüfung auf einem dafür 
vorgesehenen Vordruck bei der Zuständigen Stelle eingegangen 
sein. Ein ärztlicher Nachweis über die geltend gemachten Nach-
teile einschließlich einer Empfehlung einer Ausgleichsmaßnahme 
sind beizufügen. Ausgenommen von dieser Frist sind unvorher-
sehbare Beeinträchtigungen, die zeitnah vor der Prüfung auf-
treten.

3. Abschnitt: Durchführung der Fortbildungsprüfung

§ 12 
Gliederung der Fortbildungsprüfung

(1) Die Fortbildungsprüfung gliedert sich in sechs schriftliche Auf-
sichtsarbeiten (§ 13) sowie einen praktischen Prüfungsteil (§ 14 
– Projektarbeit und Vorstellung deren Inhalte und Ergebnisse).
(2) Die Prüfungssprache ist Deutsch.

§ 13 
Schriftliche Aufsichtsarbeiten

(1) Es sind Aufsichtsarbeiten aus folgenden Prüfungsbereichen 
anzufertigen:
Politik und Wirtschaft in Europa
In diesem Bereich sollen die Prüfungsabsolventen Aufgaben oder 
Fälle bearbeiten und dabei zeigen, dass sie die staats- und ver-
fassungsrechtlichen und die volkswirtschaftlichen Grundlagen 
beherrschen, gesellschaftliche, politische und wir tschaftliche 
Zusammenhänge und die Auswirkungen auf das Verwaltungs-
handeln erkennen und praxisbezogen umsetzen können.
Rechtsgrundlagen des Verwaltungshandelns (Verwaltungs-
recht und Ordnungsrecht)
In diesem Bereich sollen die Prüfungsabsolventen Aufgaben 
und Fäl le bearbeiten und dabei zeigen, dass sie das al l -
gemeine und besondere Verwaltungsrecht, die Grundsätze des  
Verwaltungsverfahrens einschließlich des Verwaltungsprozess-
rechts sowie wesentliche Regelungen des Ordnungsrechts be-
herrschen und praktisch anwenden können.
Privatrecht, Organisations- und Personalmanagement
Im Bereich des Privatrechts sollen die Prüfungsabsolventen 
schwerpunktmäßig die Bedeutung und Grundlagen des Schuld- 
und Deliktsrechts beherrschen und praktisch anwenden können.
Im Bereich des Organisations- und Personalmanagements sollen 
die Prüfungsabsolventen zeigen, dass sie betriebswirtschaftliche 
und organisatorische Zusammenhänge verstehen, analysieren 
und darstellen sowie daraus begründete Handlungsschritte ab-
leiten und praktisch anwenden können.
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Die Prüfungsabsolventen sollen mit dem Einsatz von informati-
ons- und kommunikationstechnischen und methodischen Mitteln 
Aufgaben und Fälle aus dem Gebiet der betrieblichen Leistungs-
erstellung praxisbezogen bearbeiten.
Sie sollen im Rahmen eines zukunf tsorientier ten Personal-
managements die wechselseitigen Anforderungen des Dienst-
leistungsunternehmens Verwaltung und der Beschäftigten zu 
einem ausgewogenen Ganzen verstehen und anwenden. Dabei 
sollen praxisbezogene Fallgestaltungen aus den Teilbereichen 
„Personalentwicklung“, „Personalführung“ und „Personalbedarfs-
planung“ analysiert und bearbeitet werden. Die Anpassung an 
veränderte Rahmenbedingungen und die Notwendigkeit einer zeit-
gemäßen Weiterentwicklung eines modernen öffentlichen Diens-
tes sollen zudem von den Prüfungsabsolventen ergänzend be-
urteilt werden.
Personalrecht
Im Bereich Personalrecht sollen die Prüfungsabsolventen Auf-
gaben oder Fälle bearbeiten und dabei zeigen, dass sie die ein-
schlägigen beamten- und arbeitsrechtlichen Regelungen be-
herrschen und praxisbezogen anwenden können.
Öffentliche Finanzen
In diesem Bereich sollen die Prüfungsabsolventen die öko-
nomischen Grundlagen und Zusammenhänge der öffentlichen 
Finanzwirtschaft einordnen, Aufgaben der Haushaltsplanung und 
des Haushaltsvollzugs auf der Grundlage der rechtlichen Vor-
gaben lösen und die Grundzüge des Haushaltskontrollsystems 
kennen.
Kommunalrecht/Sozialrecht
In dem Bereich Kommunalrecht sollen die Prüfungsabsolventen 
die Bedeutung und Grundlagen der kommunalen Selbstverwaltung 
kennen, die Regelungen zum Zustandekommen der Organe, der 
Verwaltung der Kommune, der Aufsicht über die Kommunen, die 
Möglichkeiten der Bürger- und Einwohnerbeteiligung sowie die 
kommunalwahlrechtlichen Bestimmungen beherrschen und fall-
bezogen anwenden können.
In dem Bereich Sozialrecht sollen die Prüfungsabsolventen das 
Spannungsverhältnis zwischen Sozialstaat und Rechtsstaat sowie 
den Aufbau der Sozialgesetzbücher kennen. Weiterhin sollen sie 
die Mitwirkungspflichten, das Sozialverwaltungsverfahren, die 
Ansprüche auf existenzsichernde Leistungen und deren Bedarfe 
unter Berücksichtigung des Einkommens und Vermögens nach 
dem SGB II und XII beherrschen und fallbezogen anwenden kön-
nen.
(2) Bei der Erstellung der Prüfungsaufgaben soll anteilig dem in 
dem Stoffplan festgelegten Stundenvolumen Rechnung getragen 
werden. Näheres regelt der Berufsbildungsausschuss.
(3) Für die Anfer tigung der Aufsichtsarbeiten stehen jeweils 
240 Minuten zur Verfügung.
(4) Den Zeitpunkt für die Anfertigung der Aufsichtsarbeit aus den 
jeweiligen Prüfungsbereichen legt der Prüfungsausschuss für 
jeden Lehrgang einheitlich auf der Basis der von der Zuständigen 
Stelle festgelegten Prüfungstermine fest.

§ 14 
Der praktische Prüfungsteil

(1) Der praktische Prüfungsteil f indet nach Anfer tigung aller 
schriftlichen Aufsichtsarbeiten statt. Eine Ausnahme ist nur mög-
lich, wenn der Prüfungsabsolvent aus wichtigem Grund daran ge-
hindert war, die letzte schriftliche Aufsichtsarbeit abzulegen. Der 
praktische Prüfungsteil besteht aus der Anfertigung einer Projekt-
arbeit (Abs. 2 bis 5) und der Vorstellung deren Inhalte und Ergeb-
nisse (Abs. 6).
(2) Im Rahmen der Projektarbeit sollen die Prüfungsabsolventen 
nachweisen, dass sie ein berufsbezogenes, praxisrelevantes und 
problemorientiertes Thema selbständig bearbeiten und darstellen 
können. Mit der Projektarbeit soll die Einbeziehung und Aus-
wertung von einschlägigen Quellen mit wissenschaftlichem Arbei-
ten verbunden sein. Die Ergebnisse sollen systematisch dargelegt 
werden. Die Inhalte des Lehrgangs zur Vorbereitung auf die Fort-
bildungsprüfung zum Verwaltungsfachwirt/zur Verwaltungsfach-
wirtin sollen dabei berücksichtigt werden.
(3) Für die Anfertigung der Projektarbeit steht den Prüfungs-
absolventen eine Frist von dreißig Tagen zur Verfügung. Das 
jeweilige Thema wird durch den Prüfungsausschuss festgelegt 
und den Prüfungsabsolventen am Tag der letzten schriftlichen 
Aufsichtsarbeit bekannt gegeben. Die Themenvorschläge der 
Prüfungsabsolventen können dabei berücksichtigt werden. Hierzu 
schlagen die Prüfungsabsolventen dem Prüfungsausschuss zwei 
Themen vor.
(4) Die Bearbeitungsfrist für die Projektarbeit beginnt am Tag 
nach Bekanntgabe des Themas. Für die Berechnung der Frist gilt 

§§ 186 ff. BGB. Wird die Frist für die Abgabe der Projektarbeit 
nicht eingehalten, ist die Anfertigung der Projektarbeit mit „un-
genügend“ (0 Punkte) zu bewerten. § 21 Abs. 2 gilt entsprechend.
(5) Die Projektarbeit
1.	 ist innerhalb der Frist nach Abs. 3 in schriftlicher Ausfertigung 

(1-fach, nicht gebunden) sowie in elektronischer Form im For-
mat eines gängigen Textverarbeitungsprogrammes vorzu-
legen,

2.	 ist mit Seitenzahlen und einer Inhaltsübersicht zu versehen,
3.	 ist mit den benutzten Quellen zu versehen,
4.	 soll ohne Anlagen zwischen 15 und 20 Textseiten des Formats 

DIN A 4 umfassen,
5.	 ist in Schriftgröße 11, Schrifttyp Arial, mit 1,5-fachen Zeilen-

abstand und einem Korrekturrand von 4 cm anzufertigen.
Die Prüfungsabsolventen fügen ihrer Projektarbeit auf einem ge-
sonderten Blatt die unterschriebene Erklärung bei, dass
1.	 die Arbeit das Ergebnis der eigenen Leistung ist,
2.	 keine anderen als die angegebenen Hilfsmittel verwendet wur-

den,
3.	 Passagen der Arbeit, die anderen Werken dem Wortlaut oder 

sinngemäß entnommen sind, durch Angabe der Quellen kennt-
lich gemacht sind.

(6) Die Prüfungsabsolventen stellen am Tag der Vorstellung der 
Projektarbeit dem Prüfungsausschuss die Inhalte und das Ergeb-
nis der Projektarbeit vor und erläutern diese. Die Zeitdauer der 
Vorstellung soll zwischen 30 und 40 Minuten liegen. Mitglieder 
des Prüfungsausschusses können im Anschluss an die Vor-
stellung Fragen zu Inhalt und Arbeitsmethodik stellen (max. 15 Mi-
nuten). Die Leitung dieses Prüfungsteils obliegt dem vorsitzenden 
Prüfungsausschussmitglied.

§ 15 
Prüfungsaufgaben

(1) Der Hessische Verwaltungsschulverband legt der Zuständigen 
Stelle pro Prüfungsbereich (§ 13) und Kalenderjahr je zwei Klau-
suren mit Lösungs- und Bewertungshinweisen sowie den zu-
gelassenen Hilfsmitteln vor. Die Klausuren sind einem bei der 
Zuständigen Stelle gebildeten Auswahlausschuss, der sich nach 
§ 40 Abs. 2 und 3 BBiG zusammensetzt, zuzuleiten. Der Auswahl-
ausschuss legt die an den einzelnen Prüfungsterminen in den 
Prüfungsbereichen zu bearbeitenden Klausuren fest. Mitglieder 
des Auswahlausschusses dürfen nicht gleichzeitig an der Er-
stellung von Prüfungsaufgaben mitwirken.
(2) Die Prüfungsaufgaben sind geheim zu halten. Sie dürfen bis 
zum Abschluss der Prüfung nicht zum Gegenstand des Unterrichts 
oder einer Besprechung gemacht werden. Alle am Prüfungsver-
fahren Beteiligten werden von der Zuständigen Stelle über die 
beamten- und arbeitsrechtlichen Konsequenzen bei einem Ver-
stoß gegen die Geheimhaltungspflicht belehrt.
(3) Die Prüfungsaufgaben sind dem Prüfungsausschuss, bei dem 
die Prüfung durchgeführt wird, im verschlossenen Umschlag zu 
übersenden. Die Umschläge dürfen erst unmittelbar vor Beginn 
der Prüfung in Anwesenheit der Prüfungsabsolventen geöffnet 
werden.
(4) Den Mitgliedern der Prüfungsausschüsse, die mit der Korrek-
tur der Aufsichtsarbeiten betraut sind, sind die Prüfungsaufgaben 
einschließlich der Lösungs- und Bewertungshinweise frühestens 
nach Abschluss der Bearbeitungszeit der jeweiligen schriftlichen 
Prüfungsarbeit zur Verfügung zu stellen.

§ 16 
Zugelassene Arbeits- und Hilfsmittel

(1) Zugelassene Gesetzestexte bei den schriftlichen Aufsichts-
arbeiten:
–	 „Vorschriftensammlung für die Aus- und Fortbildung der Ver-

waltung in Hessen“ (VSV-AuF), einbändig, herausgegeben 
vom Richard-Boorberg-Verlag in Stuttgart

–	 „Deutsche Verwaltungspraxis-Ausgabe Hessen“, heraus-
gegeben vom Maximilian-Verlag in Hamburg

–	 „Vorschriftensammlung für die Verwaltung in Hessen“ (VSV), 
zweibändig, herausgegeben vom Richard-Boorberg-Verlag in 
Stuttgart

–	 oder gleichartige Gesetzessammlungen.
Zusätzlich sind für den Prüfungsbereich „Politik und Wirtschaft in 
Europa“ zugelassen:
–	 eine unkommentierte Ausgabe der EUV und AEUV „Europa-

Recht“ herausgegeben von Beck-Texte im dtv
–	 oder gleichartige Gesetzessammlungen.
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(2) Zu Kennzeichnung und Kommentierung von Gesetzestexten 
sind die von der Zuständigen Stelle veröffentlichten Regelungen 
zu beachten.
(3) Als Arbeitsmittel ist ein Taschenrechner zugelassen. Smart-
phones oder vergleichbare Geräte sind nicht zugelassen.

§ 17 
Nichtöffentlichkeit

(1) Die Prüfung ist nicht öffentlich.
(2) Vertreter der Zuständigen Stelle und die Mitglieder des Berufs-
bildungsausschusses können anwesend sein. Der Prüfungsaus-
schuss kann andere Personen als Gäste zulassen, sofern keiner 
der Prüfungsabsolventen berechtigte Einwendungen dagegen er-
hebt.
(3) An der Beratung über das Prüfungsergebnis dürfen nur die 
Mitglieder des Prüfungsausschusses teilnehmen.

§ 18 
Aufsicht, Kennziffer

(1) Die Leitung des Verwaltungsseminars, bei dem die Prüfung 
durchgeführt wird, regelt im Einvernehmen mit dem vorsitzenden 
Mitglied des Prüfungsausschusses die Aufsicht. Die aufsichts-
führende Person muss sicherstellen, dass die zur Prüfung an-
stehenden Personen die Aufsichtsarbeiten selbständig und nur 
mit den zugelassenen Arbeits- und Hilfsmitteln ausführen.
(2) Die schriftlichen Aufsichtsarbeiten sind nicht mit dem Namen 
der zur Prüfung anstehenden Person sondern mit Kennzif fern 
zu versehen. Spätestens nach Ablauf der festgesetzten Be-
arbeitungszeit hat die zur Prüfung anstehende Person die Arbeit 
– mit der ihr zugeteilten Kennzif fer versehen – der aufsichts-
führenden Person abzuliefern. Sämtliche Arbeitsunterlagen sind 
der Prüfungsarbeit beizufügen. Die aufsichtsführende Person ver-
merkt auf der Arbeit den Zeitpunkt der Abgabe.
(3) Über den Ablauf der schriftlichen Prüfung ist durch die Auf-
sicht ein Protokoll nach dem von der Zuständigen Stelle vor-
gesehenen Vordruck zu fertigen.

§ 19 
Ausweispflicht und Belehrung

Die Prüfungsabsolventen haben sich auf Verlangen der Aufsicht 
oder des vorsitzenden Mitgliedes des Prüfungsausschusses über 
ihre Person auszuweisen. Sie sind vor Beginn der Prüfung (bei 
den schriftlichen Aufsichtsarbeiten vor Öffnung der Umschläge 
mit den Klausuren) über den Prüfungsablauf, die zur Verfügung 
stehende Zeit, die zugelassenen Arbeits- und Hilfsmittel, die 
Folgen von Täuschungshandlungen, Ordnungsverstößen, einer 
Nichtteilnahme und einem Rücktritt während der Prüfung zu be-
lehren.

§ 20 
Täuschungshandlungen und Ordnungsverstöße

(1) Unternimmt es eine zur Prüfung anstehende Person, das 
Prüfungsergebnis durch Täuschung oder Benutzung nicht zu-
gelassener Hilfsmittel zu beeinflussen oder leistet sie Beihilfe 
zu einer Täuschung oder einem Täuschungsversuch, liegt eine 
Täuschungshandlung vor.
(2) Wird während der Prüfung festgestellt, dass eine zur Prüfung 
anstehende Person eine Täuschungshandlung begeht oder einen 
entsprechenden Verdacht hervorruft, ist der Sachverhalt von der 
Aufsichtsführung festzustellen und zu protokollieren. Die zur Prü-
fung anstehende Person setzt die Prüfung vorbehaltlich der Ent-
scheidung des Prüfungsausschusses über die Täuschungshand-
lung fort.
(3) Liegt eine Täuschungshandlung vor, wird die von der 
Täuschungshandlung betrof fene Prüfungsleistung mit „un-
genügend“ (0 Punkte) bewertet. In schweren Fällen, insbesondere 
bei vorbereiteten Täuschungshandlungen, kann der Prüfungs-
ausschuss die gesamte Prüfung mit „ungenügend“ (0 Punkte) be-
werten.
(4) Behindert ein Prüfungsabsolvent durch sein Verhalten die 
Prüfung so, dass die Prüfung nicht ordnungsgemäß durchgeführt 
werden kann, ist er von der Teilnahme auszuschließen. Die Ent-
scheidung hierüber kann von der Aufsichtsführung getrof fen 
werden. Die endgültige Entscheidung über die Folgen für den 
Prüfungsabsolventen hat der Prüfungsausschuss unverzüglich zu 
treffen. Abs. 3 gilt entsprechend. Gleiches gilt bei Nichtbeachtung 
der Sicherheitsvorschriften.
(5) Wird eine schwerwiegende Täuschung erst nach Abschluss 
der Fortbildungsprüfung bekannt, kann der Prüfungsausschuss 
nachträglich die Fortbildungsprüfung für nicht bestanden erklären. 

Die Maßnahme ist innerhalb einer Frist von einem Jahr nach Ab-
schluss der Fortbildungsprüfung zulässig.
(6) Wird eine Prüfungsarbeit nach Ende der Bearbeitungszeit trotz 
Aufforderung nicht unverzüglich abgegeben (§ 18 Abs. 2 Satz 2), 
kann sie mit der Note „ungenügend“ (0 Punkte) bewertet werden
(7) Bei Verstößen gegen das Anonymitätsprinzip (§ 18 Abs. 2 
Satz 1) kann die betroffene Prüfungsleistung mit der Note „un-
genügend“ (0 Punkte) bewertet werden.
(8) Vor Entscheidungen des Prüfungsausschusses nach den Ab-
sätzen 3 bis 7 ist der Prüfungsabsolvent zu hören.
(9) Die Zuständige Stel le ist über al le vorgenannten Ent-
scheidungen unverzüglich zu informieren.

§ 21 
Rücktritt, Nichtteilnahme

(1) Die zur Prüfung anstehenden Personen können aus wichtigem 
Grund vor Beginn der Prüfung (bei schriftlichen Prüfungen spä-
testens vor Bekanntgabe der Prüfungsaufgaben) durch schriftliche 
Erklärung von diesem Prüfungsteil zurücktreten. In diesen Fällen 
gilt dieser Prüfungsteil als nicht abgelegt. Haben die zur Prüfung 
anstehenden Personen ohne vorherige schriftliche Erklärung an 
der Prüfung nicht teilgenommen, so gilt die gesamte Fortbildungs-
prüfung als nicht bestanden, falls nicht diese Personen aus wich-
tigem Grund an der Teilnahme oder an der rechtzeitigen Abgabe 
der Erklärung gehindert waren.
(2) Bei einem Abbruch der Prüfung aus wichtigem Grund gilt die 
Prüfung als nicht abgelegt; bereits abgeschlossene Prüfungs-
arbeiten können anerkannt werden. Liegt ein wichtiger Grund 
für den Abbruch der Prüfung nicht vor, so gilt die gesamte Fort-
bildungsprüfung als nicht bestanden.
(3) Der Nachweis eines wichtigen Grundes oder von Gründen, 
die die Prüfungsabsolventen nicht zu vertreten haben, ist unver-
züglich zu erbringen. In Krankheitsfällen ist ein ärztliches Attest 
vorzulegen.
(4) Die Entscheidung über das Vorliegen eines wichtigen Grun-
des trif f t der Prüfungsausschuss nach Anhören der Prüfungs-
absolventen. Die Zuständige Stelle ist über alle Entscheidungen 
in Bezug auf das Vorliegen eines wichtigen Grundes unverzüg-
lich zu informieren.

4. Abschnitt: Bewertung, Feststellung und Beurkundung 
des Prüfungsergebnisses

§ 22 
Bewertungsgrundsätze

(1) Die Prüfungsleistungen sind wie folgt zu bewerten:
Eine den Anforderungen in besonderem Maße entsprechende 
Leistung
= 100–92 Punkte = Note 1 = sehr gut
eine den Anforderungen voll entsprechende Leistung
= unter 92–81 Punkte = Note 2 = gut
eine den Anforderungen im allgemeinen entsprechende Leistung
= unter 81–67 Punkte = Note 3 = befriedigend
eine Leistung, die zwar Mängel aufweist, aber im Ganzen den An-
forderungen noch entspricht
= unter 67–50 Punkte = Note 4 = ausreichend
eine Leistung, die den Anforderungen nicht entspricht, jedoch er-
kennen lässt, dass gewisse Grundkenntnisse noch vorhanden 
sind
= unter 50–30 Punkte = Note 5 = mangelhaft
eine Leistung, die den Anforderungen nicht entspricht und bei der 
selbst Grundkenntnisse fehlen
= unter 30–0 Punkte = Note 6 = ungenügend.
Der 100-Punkte-Schlüssel ist der Bewertung aller Prüfungs-
leistungen sowie der Ermittlung von Zwischen- und Gesamtergeb-
nissen zugrunde zu legen.
(2) Ergeben sich bei der Ermittlung von Durchschnittspunkt-
zahlen Dezimalstellen und betragen diese 0,5 oder mehr, wird 
aufgerundet; im Übrigen abgerundet.

§ 23 
Bewertung der schriftlichen Aufsichtsarbeiten  

und der Projektarbeit
(1) Die schriftlichen Aufsichtsarbeiten und die Projektarbeit sind 
jeweils von zwei Mitgliedern des Prüfungsausschusses selb-
ständig und unabhängig voneinander zu bewerten. Weichen die 
Bewertungen mehr als 10 Punkte voneinander ab, muss ein vorab 
bestimmter dritter Bewerter (Prüfungsausschussmitglied oder vom 
Prüfungsausschuss bestimmte sachkundige Person) die Arbeit 
bewerten.
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Bei den Aufsichtsarbeiten und der Projektarbeit sind die fachliche 
Leistung, die Art und Folgerichtigkeit der Begründung, die Glie-
derung und Klarheit der Darstellung sowie die Ausdrucksweise 
zu bewerten.
Daneben sind die äußere Form der Arbeit sowie die Recht-
schreibung und Zeichensetzung zu berücksichtigen (hierfür dür-
fen im Einzelfall bis zu 4 Punkte abgezogen werden). Im Rahmen 
der Begutachtung sind die wesentlichen Abläufe zu dokumentie-
ren und die für die Bewertung erheblichen Tatsachen schriftlich 
festzuhalten. 
(2) Das Ergebnis der Bewertungen der Aufsichtsarbeiten und der 
Projektarbeit darf den weiteren mit der Bewertung betrauten Per-
sonen nicht bekannt gegeben werden.
(3) Zur Ermittlung der durchschnittlichen Punktzahl der schrift-
lichen Aufsichtsarbeiten und der Projektarbeit ist die Summe 
der erzielten Punkte für jede Arbeit durch die Zahl der mit der 
Bewertung betrauten Personen zu teilen. § 22 Abs. 2 gilt ent-
sprechend.

§ 24 
Feststellung des Ergebnisses der schriftlichen Aufsichts-

arbeiten/Wiederholungsmöglichkeit
(1) Der Prüfungsausschuss beschließt nach der Bewertung das 
Ergebnis (Punkte und Note) der jeweiligen schriftlichen Aufsichts-
arbeit. Dieses ist dem Prüfungsabsolventen anschließend von 
dem vorsitzenden Mitglied des Prüfungsausschusses schriftlich 
bekannt zu geben.
(2) Erzielt der Prüfling in einer Aufsichtsarbeit eine Wertung „un-
genügend“, so muss er diese Klausur wiederholen. In einem Fall 
nach § 20 Abs. 3 Satz 2 ist eine Wiederholung ausgeschlossen.
Erzielt der Prüfling in einer Aufsichtsarbeit eine Wertung „mangel-
haft“, so kann er auf schriftlichen Antrag diese Klausur wieder-
holen. Der Antrag ist spätestens vier Wochen nach Bekanntgabe 
des Prüfungsergebnisses bei dem Prüfungsausschuss zu stel-
len. Wiederholt der Prüfling die Klausur nicht, schließt er den 
Prüfungsbereich mit „mangelhaft“ ab.
Erzielt der Prüf l ing, der bereits einen Prüfungsbereich mit 
„mangelhaft“ abgeschlossen hat, in einer weiteren schriftlichen 
Aufsichtsarbeit (anderes Prüfungsfach) eine Wertung „mangel-
haft“, so muss der Prüfling diese Klausur wiederholen.
(3) Schrif tliche Aufsichtsarbeiten können nur einmal und un-
beschadet des § 21 nur zum nächstmöglichen Termin wiederholt 
werden. Es gilt das in der Wiederholungsprüfung erzielte Ergeb-
nis. Erzielt der Prüfling bei der Wiederholung einer mit „mangel-
haft“ bewerteten Klausur das Ergebnis „ungenügend“, so bleibt 
das Ergebnis „mangelhaft“ bestehen.
(4) Kann die Vorgabe aus § 27 Abs. 2 Satz 2 nicht mehr erfüllt 
werden, stellt der Prüfungsausschuss fest, dass das Ziel der Fort-
bildungsprüfung nicht mehr erreicht werden kann.
Der Prüf ling erhält von der Zuständigen Stelle einen rechts-
behelfsfähigen Bescheid, die Fortbildungsprüfung ist mit Be-
standskraft dieses Bescheides beendet.
In dem Bescheid ist anzugeben, welche Leistungen in den ab-
gelegten Aufsichtsarbeiten erbracht worden sind.
(5) Die Zulassung zu der Fortbildungsprüfung kann unter den je-
weils aktuellen Voraussetzungen erneut beantragt werden. Dabei 
können auf Antrag mit mindestens ausreichend bewertete Auf-
sichtsarbeiten anerkannt werden, sofern die Bekanntgabe des Be-
scheides nach Abs. 4 zum Zeitpunkt der Antragstellung nicht mehr 
als 3 Jahre zurückliegt.
(6) Die Vorschriften über die Anmeldung und Zulassung (§§ 8, 
9 10) gelten sinngemäß. Bei der Anmeldung sind Ort, Datum 
und Bewertung der anzurechnenden Prüfungsleistungen nach-
zuweisen.

§ 25 
Feststellung des Ergebnisses der Projektarbeit/ 

Wiederholungsmöglichkeit
(1) Der Prüfungsausschuss beschließt nach der Bewertung das 
Ergebnis der Projektarbeit.
Die Projektarbeit ist bestanden, wenn nicht die Wertung „mangel-
haft “ oder „ungenügend“ erzielt wird. Eine nicht bestandene 
Projektarbeit kann nicht vorgestellt werden (§ 14 Abs. 6).
(2) Erzielt der Prüfling erstmalig in einer Projektarbeit eine Wer-
tung „mangelhaft“ oder „ungenügend“, so muss er erneut eine 
Projektarbeit mit einem neuen Thema anfertigen.
(3) Erzielt der Prüfling auch bei der zweiten Projektarbeit eine 
Wertung „mangelhaft“ oder „ungenügend“, stellt der Prüfungsaus-
schuss fest, dass das Ziel der Fortbildungsprüfung nicht mehr er-
reicht werden kann. § 24 Abs. 4 Satz 2 und 3 und Abs. 5 und 6 
gelten sinngemäß.

§ 26 
Bewertung der Vorstellung der Projektarbeit

Der Prüfungsausschuss beurteilt und bewertet gemeinsam die 
Vorstellung der Projektarbeit nach den Vorgaben des § 22 Abs. 1.
Die Vorstellung der nach § 25 bewerteten Projektarbeit kann nicht 
wiederholt werden.

§ 27 
Feststellung des Prüfungsergebnisses, Niederschrift

(1) Der Prüfungsausschuss stellt das Gesamtergebnis der Fort-
bildungsprüfung im Anschluss an die Vorstellung der Projektarbeit 
durch Ermittlung der Gesamtnote fest und fasst darüber einen 
Beschluss.
(2) Die Gesamtnote wird dadurch ermittelt, dass die Summe der 
Ergebnisse in Punkten
–	 der sechs schriftlichen Aufsichtsarbeiten,
–	 der Projektarbeit
–	 und der Vorstellung der Projektarbeit
durch acht geteilt wird.
Die Prüfung ist bestanden, wenn
–	 in mindestens fünf Aufsichtsarbeiten und bei Anfertigung der 

Projektarbeit jeweils mindestens ausreichende Leistungen
–	 und in keiner der Aufsichtsarbeiten ungenügende Leistungen 

erbracht werden und
–	 die Gesamtnote der Fortbildungsprüfung mindestens die Note 

„ausreichend“ ergibt.
§ 22 Abs. 2 gilt sinngemäß bei der Ermittlung der Gesamtnote.
(3) Das vorsitzende Mitglied des Prüfungsausschusses teilt 
den Prüfungsabsolventen im Anschluss an die Feststellung des 
Prüfungsergebnisses mit, ob und mit welchem Ergebnis die Fort-
bildungsprüfung bestanden wurde.
Hierüber ist am gleichen Tag eine von dem vorsitzenden Mitglied 
des Prüfungsausschusses zu unterzeichnende Bescheinigung 
auszuhändigen, sofern nicht das Zeugnis nach § 28 an diesem 
Tage ausgehändigt wird.
Kann die Feststellung des Prüfungsergebnisses nicht am Tag der 
letzten Prüfungsleistung getroffen werden, so hat der Prüfungs-
ausschuss diese unverzüglich zu treffen und der zu prüfenden 
Person mitzuteilen.
(4) Über den Verlauf des praktischen Prüfungsteils und über die 
Feststellung des Gesamtergebnisses der Fortbildungsprüfung 
ist eine Niederschrift nach dem von der Zuständigen Stelle vor-
gesehenen Vordruck zu fertigen. Sie ist vom vorsitzenden Mitglied 
und vom Protokoll führenden Mitglied des Prüfungsausschusses 
zu unterzeichnen.
Die Niederschrift muss mindestens enthalten:
1.	 Angaben über Art, Tag und Ort der Prüfung,
2.	 die Namen der Mitglieder des Prüfungsausschusses,
3.	 den Vor- und Zunamen, ggf. Geburtsnamen der Prüfungs-

absolventen,
4.	 die entsendende Beschäftigungsbehörde,
5.	 die Prüfungsbereiche,
6.	 die prüfenden Mitglieder der praktischen Prüfung
7.	 die Prüfungsergebnisse und das Gesamtergebnis der Prüfung.
Die Zuständige Stelle erhält eine Ausfertigung der Niederschrift.

§ 28 
Zeugnis

(1) Die Prüfungsabsolventen erhalten von der Zuständigen Stelle 
über die bestandene Fortbildungsprüfung ein Zeugnis.
(2) Das Zeugnis enthält mindestens
a)	 die Bezeichnung „Zeugnis gemäß § 56 des Berufsbildungs-

gesetzes“,
b)	 die Personalien (Namen, Geburtsdatum, Geburtsort, ent-

sendende Beschäftigungsbehörde) der Prüfungsabsolventen,
c)	 die Bezeichnung der Fortbildungsprüfung,
d)	 das Gesamtergebnis der Prüfung,
e)	 den Ort und das Datum des Bestehens der Prüfung,
f)	 die Unterschriften des vorsitzenden Mitgliedes des Prüfungs-

ausschusses und der Leitung der Zuständigen Stelle,
g)	 das Siegel der Zuständigen Stelle.
Auf der Rückseite des Zeugnisses sind die Bewertungsgrund-
lagen, die Fachgebiete und die Unterrichtsstunden darzustellen. 
Näheres zum Zeugnisvordruck regelt die Zuständige Stelle.
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(3) Dem Zeugnis ist auf Antrag der Prüfungsabsolventen eine 
englischsprachige und eine französischsprachige Übersetzung 
beizufügen.

5. Abschnitt: Schlussbestimmungen
§ 29 

Einsicht in die Prüfungsakten
(1) Nach Beendigung der Gesamtprüfung besteht für die 
Prüfungsabsolventen die Möglichkeit, unter Aufsicht Einsicht in 
ihre Prüfungsunterlagen zu nehmen. Die Möglichkeit der Einsicht-
nahme besteht auch bei einer mangelhaften oder ungenügenden 
Leistung in einer schriftlichen Aufsichtsarbeit oder der Anfertigung 
der Projektarbeit mit der Maßgabe, dass diese Einsicht auf den 
entsprechenden Prüfungsteil beschränkt ist.
(2) Die schrif tlichen Aufsichtsarbeiten und die Projektarbeiten 
sind nach Abschluss der Prüfung zwei Jahre, die Niederschriften 
nach § 27 Abs. 4 dreißig Jahre aufzubewahren.

§ 30 
Inkrafttreten, Übergangsregelung

(1) Diese Prüfungsordnung tritt am 1. Januar 2023 in Kraft. Zum 
gleichen Zeitpunkt tritt unbeschadet des Abs. 2 die Prüfungs-
ordnung vom 29. August 2012 (StAnz S. 1056), zuletzt geändert 
am 7. Februar 2017 (StAnz S. 318), außer Kraft.
(2) Auf Fortbildungslehrgänge, die vor dem 1. Januar 2023 auf 
der Grundlage der bisher geltenden Prüfungsordnung vom 29. Au-
gust 2012 (StAnz S. 1056), zuletzt geändert am 7. Februar 2017 
(StAnz S. 318) begonnen haben, f inden die bisherigen Vor-
schriften auch weiterhin Anwendung.
(3) Die Prüfungsordnung wurde am 14. Dezember 2022 gemäß 
§ 47 Abs. 1 Satz 2 und § 56 Abs. 1 BBiG vom Hessischen Minis-
terium des Innern und für Sport genehmigt.

Gießen, den 20. Dezember 2022
Regierungspräsidium Gießen
– Zuständige Stelle nach dem BBiG –
gez. Dr. Ullrich
Regierungspräsident
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Öffentliche Bekanntmachung nach § 12 Abs. 1 GenTVfV in 
Verbindung mit § 10 Abs. 7 und 8 BImSchG
Dem Paul-Ehrlich-Institut, Bundesinstitut für Impfstoffe und bio-
medizinische Arzneimittel, ist auf Antrag vom 15. Juli 2022 mit 
nachfolgendem Bescheid nach § 8 Abs. 4 Satz 1 in Verbindung 
mit Abs. 1 des Gesetzes zur Regelung der Gentechnik (GenTG) 
die Genehmigung erteilt worden, eine gentechnische Anlage der 
Sicherheitsstufe 3 wesentlich zu ändern.
Nach § 12 Abs. 1 der Verordnung über Antrags- und Anmelde-
unterlagen und über Genehmigungs- und Anmeldever fahren 
nach dem Gentechnikgesetz (Gentechnik-Verfahrensverordnung 
– GenTVfV) und § 10 Abs. 7 und 8 des Bundes-Immissionsschutz-
gesetzes (BImSchG) wird die Genehmigung hiermit öffentlich be-
kannt gemacht.
Eine Ausfertigung des genannten Bescheides ist vom Tage nach 
der Bekanntmachung an zwei Wochen beim Regierungspräsidium 
Gießen, Abteilung Umwelt, Marburger Straße 91, 35396 Gießen, 
Zimmer 606, zu den üblichen Dienstzeiten zur Einsicht ausgelegt. 
Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Bescheid gegenüber 
Dritten als zugestellt.
Nach der öf fent l ichen Bekanntmachung können der Ge-
nehmigungsbescheid und seine Begründung bis zum Ablauf der 
Klagefrist beim Regierungspräsidium Gießen, Abteilung Umwelt, 
Marburger Straße 91, 35396 Gießen von den Beteiligten schrift-
lich angefordert werden.
Der verfügende Teil der Genehmigung regelt:
„1.	 Das Vorhaben des Paul-Ehrlich-Instituts, Bundesinstitut für Impf-

stoffe und biomedizinische Arzneimittel, Paul-Ehrlich-Straße 51–59, 
63225 Langen – im Folgenden Betreiber genannt –, gerichtet auf 
die wesentliche Änderung der gentechnischen Anlage der Sicher-
heitsstufe 3 auf dem Grundstück in 63225 Langen, Paul-Ehrlich-
Straße 51–59, Az.: 32-GT/53o 06.05.02G-PEI11/93 (PEI13), wird 
nach Maßgabe der in Abschnitt II. aufgeführten Unterlagen und der 
in Abschnitt III. enthaltenen Nebenbestimmungen genehmigt.

1.1	 Die Änderung betrifft die räumliche Vergrößerung der gentechni-
schen Anlage der Sicherheitsstufe 3 PEI13 um die Räume mit den 
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Nummern 7-01-119, 7-01-120, 7-01-121, 7-01-127, 7-01-128 und 
7-01-129 der bisherigen gentechnischen Anlage der Sicherheits-
stufe 3 PEI14. Zwischen den Räumen 7-01-121 und 7-01-122 wird 
ein Durchbruch erstellt, um die beiden bisherigen gentechnischen 
Anlagen baulich miteinander zu verbinden; der neu entstandene 
Raum erhält die Nummer 7-01-121/122. Des Weiteren soll zukünf-
tig der Raum Nr. 7-01-127 wahlweise als Labor oder Tierraum ge-
nutzt werden. In Raum 7-01-127 wird ein Fenster mit der Brand-
schutzklasse F30 (DIN4102)/EI30 (DIN EN 13501) eingebaut.

1.2	 Die Durchführung gentechnischer Arbeiten der Sicherheitsstufe 3 
mit luftübertragbaren GVO ist nur in den Räumen mit den Num-
mern 7-01-119, 7-01-120, 7-01-127, 7-01-128 und 7-01-129 zuläs-
sig, da diese mit scanbaren H14-Abluftfiltern ausgestattet sind.

1.3	 Die Anlage besteht jetzt aus 7-01-119, 7-01-120, 7-01-121/122, 
7-01-123, 7-01-127, 7-01-128, 7-01-129, 7-01-130, 7-01-131, 7-01-
140, 7-01-140.1, 7-01-141, 7-01-142, 7-01-144, 7-01-145, 7-01-146 
und 7-01-147 im 1. OG des Hauses 7, NW-Flügel.
Es handelt sich um einen Tierraum und einen Laborbereich.

1.4	 Die Genehmigung der wesentlich geänderten gentechnischen An-
lage erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren, gerechnet ab 
dem Eintritt der Vollziehbarkeit des Bescheides, mit dem Betrieb 
der wesentlich geänderten gentechnischen Anlage begonnen wird.

1.5	 Die Kosten des Verfahrens haben Sie zu tragen. Die Kostenfest-
setzung erfolgt in einem gesonderten Bescheid.“

2.	 Ein Projektleiter, ein stellvertretender Projektleiter sowie Beauf-
tragte für die Biologische Sicherheit (BBS) sind bestellt.

3.	 Die Genehmigung enthält Nebenbestimmungen zur Wahrung der 
gentechnik-, brandschutz- sowie baurechtlichen Belange.

Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
Bekanntgabe Klage beim Verwaltungsgericht Darmstadt erhoben 
werden.

Gießen, den 22. Dezember 2022
Regierungspräsidium Gießen
IV44-53r30.03PEI13.11.11
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Vorhaben der Firma Alterric Deutschland GmbH, Holzweg 87, 
26605 Aurich;
Bekanntmachung über die Erteilung einer Ablehnung nach dem Bun-
des-Immissionsschutzgesetz (BImSchG)

Nach § 10 Abs. 8 des Bundes- Immissionsschutzgesetzes 
(BImSchG) und § 21a der Verordnung über das Genehmigungs-
verfahren (9. BImSchV) wird folgende Antragsablehnung vom 
28. November 2022 hiermit öffentlich bekannt gemacht.
Der verfügende Teil des hierzu erlassenen Ablehnungsbescheides 
lautet:
„Auf Antrag vom 02.07.2018 der Alterric Deutschland GmbH, 
Holzweg 87, 26605 Aurich ver treten durch ihre Geschäfts-
führung: Herrn Dr. Frank May über die Errichtung und den Be-
trieb von neun Windenergieanlagen (WEA) ergeht hiermit nach 
§ 6 BImSchG in Verbindung mit § 20 Abs. 2 Satz 1 der 9. Ver-
ordnung zur Durchführung des BImSchG (9. BImSchV), in der 
Fassung vom 29.05.1992 (BGBl. I S. 1001), zuletzt geändert am 
11.11.2020 (BGBl. I S. 2428), folgende Entscheidung:
1.	 Der Antrag wird hinsichtlich der Errichtung und des Betriebs 

folgender Anlagen abgelehnt:
WEA 4:	 Grundstück in 34621 Frielendorf
	 Gemarkung Verna
	 Flur 1, Flurstücke 124/48, 20, 42, 92, 93, 104/48, 

105/48, 106/48, 108/48, 109/48, 121/48, 122/48, 
123/48, 124/48, 125/48, 129/48

	 UTM: 32.522.627/5.650.852
WEA 6:	 Grundstück in 34621 Frielendorf
	 Gemarkung Verna
	 Flur 2, Flurstück 5/5
	 UTM: 32.523.933/5.651.058
WEA 7:	 Grundstück in 34621 Frielendorf
	 Gemarkung Lützelwig und Caßdorf
	 Flur 1 (Lützelwig) und 9 (Caßdorf), Flurstück 56/1 

(Lützelwig), 1 (Caßdorf), 74 (Lützelwig), 65 (Lützel-
wig)

	 UTM: 32.524.264/5.651.395
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